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Die von Dr. Martin Hellmold und Sigrid Melchior
M.A. konzipierte und organisierte Veranstaltung befrag-
te das VerhÃ¤ltnis von Kunst und Staat, wie es sich ei-
nerseits in der Sammlung des Deutschen Bundestages
(besonders im ReichstagsgebÃ¤ude) und andererseits
in der Bundeskunstsammlung offenbart.[1] Im Mittel-
punkt standen zwei GesprÃ¤chsrunden, die sich mit
den Funktionen der Kunst im politischen Raum und
mit dem Problem “Kurator versus Gremium” im Hin-
blick auf Ankaufsverfahren auseinander setzten. <p>
Beide Podien waren hochkarÃ¤tig besetzt. Ãber die
Kunst im ReichstagsgebÃ¤ude sprachen Prof. Dr. Ka-
rin Stempel (ehemalige SachverstÃ¤ndige des Kunst-
beirats fÃ¼r das ReichstagsgebÃ¤ude), Dr. Andreas Ka-
ernbach (Kurator der Kunstsammlung des Deutschen
Bundestags) und der Kunstwissenschaftler Prof. Dr. em.
Hans-Ernst Mittig. Dr. Martin Hellmold (Vorstand Ul-
mer Verein) fragte einleitend nach den BedÃ¼rfnissen,
die durch die Kunst an diesem Ort befriedigt werden
sollten: Worin unterscheide sich die PrÃ¤sentation “im
meistbesuchten GebÃ¤ude Europas” beispielsweise von
der “Ãmterkunst”, d.h. von den Kunstwerken, die bun-
desweit als BÃ¼roschmuck Verwendung finden? Ha-
be sich das neue SelbstverstÃ¤ndnis Deutschlands nach
1989 mÃ¶glicherweise auch und gerade im Umgang mit
Kunst materialisiert? <p> ZunÃ¤chst schilderte Karin
Stempel die Entscheidungsprozesse, die zur Ausstattung
der Berliner Bundestagsbauten mit zeitgenÃ¶ssischer
Kunst fÃ¼hrten. Dabei betonte sie, dass die Kunst im
ReichstagsgebÃ¤ude Teil eines Gesamtkonzepts sei und
nicht losgelÃ¶st von den angrenzenden Bauten (Paul-
LÃ¶be-Haus und Jacob-Kaiser-Haus) beurteilt werden
dÃ¼rfe. FÃ¼r das ReichstagsgebÃ¤ude seien allerdings
keine Wettbewerbe ausgeschrieben, sondern direkte
AuftrÃ¤ge erteilt worden–aber ohne dass eine inhalt-

liche Beeinflussung damit einher gegangen sei. Entgegen
der Erwartungen der Parlamentarier hÃ¤tten mehrere
KÃ¼nstlerInnen zunÃ¤chst sehr skeptisch auf ihre Wahl
reagiert. Statt sie als besondere Ehre anzunehmen, sahen
sie sich vor das Problem gestellt, als “StaatskÃ¼nstler”
zu gelten. Die AnnÃ¤herungen zwischen Volksvertretern
und KÃ¼nstlern seien jedoch in der Regel sehr frucht-
bar gewesen. Das aktive kulturelle Umfeld Berlins sei
fÃ¼r den Bundestag eine Verpflichtung gewesen; die
verschiedenen SachverstÃ¤ndigen-Teams (GÃ¶tz Adria-
ni und Karin Stempel fÃ¼r den Reichstag, Klaus Wer-
ner und Armin Zweite fÃ¼r das Paul-LÃ¶be-Haus und
Manfred Schneckenburger und Evelyn Weiss fÃ¼r die
DorotheenblÃ¶cke) hÃ¤tten dabei auf unterschiedli-
che Entwicklungsstadien der Innenarchitektur reagie-
ren mÃ¼ssen. Es habe gewisse Reibungen zwischen
Kunst und Architektur gegeben, da der Reichstagsum-
bau schon weitgehend abgeschlossen gewesen sei, als
die Kunst-am-Bau-Kommission ihre TÃ¤tigkeit begann.
An einigen Beispielen beschrieb Stempel die Verfahren,
mit denen sich die KÃ¼nstlerInnen (dennoch) einen ge-
eigneten Ort fÃ¼r ihre Werke im GebÃ¤ude suchten.
Ihre PrÃ¤ferenzen deckten sich freilich nicht immer mit
jenen Bereichen, die der Architekt Sir Norman Foster
vorgesehen hatte (dies gilt etwa fÃ¼r die Installation
von Christian Boltanski im Kellergeschoss oder die Ar-
beit von Grisha Bruskin im Clubraum). Was die Funk-
tion der Werke im reprÃ¤sentativsten GebÃ¤ude des
deutschen Parlamentarismus angeht, plÃ¤dierte Stempel
fÃ¼r eine Akzentverschiebung: Nicht die traditionelle
Idee der “ReprÃ¤sentation” des Staates sei bestimmend
gewesen, sondern die “PrÃ¤senz” des Werkes. <p> An-
dreas Kaernbach kommentierte kurz das Verfahren von
VorschlÃ¤gen und “AnnÃ¤herungen”, mittels dessen die
parlamentarische Kunstkommission zur Auswahl jener
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SachverstÃ¤ndigen gelangte, die schlieÃlich die aus-
fÃ¼hrenden KÃ¼nstler vorschlugen. Als Kurator der
Kunstsammlungen des Deutschen Bundestags[2] stellte
er die unterschiedlichen Funktionen dieser Sammlungen
heraus, die von der “Dekoration” der Zimmer einzel-
ner Abgeordneter bis zum GesprÃ¤ch Ã¼ber Zusam-
menhÃ¤nge der deutschen Geschichte bei FÃ¼hrungen
von StaatsgÃ¤sten durch die GebÃ¤ude reichten. Hin-
sichtlich der praktischen Erfahrungen mit der Kunst
im ReichstagsgebÃ¤ude betonte er den auÃerordentli-
chen Erfolg beim Publikum und die hohe Akzeptanz,
ja die Identifikation des Parlaments mit “seiner” Kunst.
<p> Hans-Ernst Mittig gab zu bedenken, ob die Aus-
stattung eines fertigen GebÃ¤udes nicht auch von Vor-
teil sei, da die Kunst dann nicht von vornherein in ein
Ausstattungskonzept integriert werden kÃ¶nne und so
gewissermaÃen “das letzte Wort” erhalte. Er sehe zu-
dem Parallelen zwischen Staat und Wirtschaft, da bei-
spielsweise auch die Deutsche Bank Kunst sammle und
dies fÃ¼r ihre Corporate Identity nutze. GrundsÃ¤tzlich
stelle sich fÃ¼r ihn die Frage, welche Funktion die
Kunst im Bundestag habe–solle sie Ã¼ber demokratisch-
freiheitliche Verfassungswerte belehren oder das par-
lamentarische System interpretieren? <p> Kaernbach
wies den Vergleich zur Deutschen Bank zurÃ¼ck; im
Bundestag gehe es nicht um Mitarbeitermotivation, son-
dern um die Ebene der EntscheidungstrÃ¤ger; darÃ¼ber
hinaus mÃ¼sse der Kunstbeirat in jeder Legislaturperi-
ode neu bestÃ¤tigt werden. <p> Mittig versuchte eine
PrÃ¤zisierung des VerhÃ¤ltnisses von Kunst und Poli-
tik, das sich ihm als Umarmung und Umgarnung der
Kunst durch den Staat darstelle. Gleichzeitig beobach-
te er, wie die Kunst AnpassungsqualitÃ¤ten entwickele
(Beispiel Heisig in einer Nische der Cafeteria). Foster sei
offenbar einer Klischeevorstellung von Kunst gefolgt,
indem er sie auf Bilder an farbigen Paneelen reduzier-
te. Stempel erlÃ¤uterte, dass ein “Dialog auf Augen-
hÃ¶he” angestrebt worden sei, d.h. die KÃ¼nstler seien
als souverÃ¤ne Partner gefragt gewesen, nicht als Auf-
tragnehmer. Die Kommission sei dabei “an die Grenze
des Machbaren” gegangen. <p> Am zweiten Tag sorgte
Dr. Sabine Dorscheid (Aachen/ Krems) fÃ¼r eine Er-
weiterung des Blickfelds. Als internationales Beispiel
fÃ¼r staatliche Initiativen zur KunstfÃ¶rderung stell-
te sie die niederlÃ¤ndische Praxis vom “HollÃ¤ndischen
Modell” der 1950er Jahre bis zum heutigen “Kunstenplan”
vor. Das spektakulÃ¤re “Contraprestatie”-(“Gegengabe”-
)Programm des Sozialministeriums sah materielle Ge-
genleistungen fÃ¼r die UnterstÃ¼tzung vonKunstschaf-
fenden in Form vonWerken vor: Im Laufe der Jahre sam-
melten sich so riesige LagerbestÃ¤nde an, die zum Teil

anschlieÃend durch den Rijksdienst Beeldende Kuns-
ten (Kultusministerium) weiterbetreut werden mussten.
Bei jÃ¤hrlichen Einlieferungsraten von bis zu 50.000
Arbeiten–diese HÃ¶chstzahl wurde 1979 erreicht–stand
der Aufwand fÃ¼r Lagerung und Verwaltung in kei-
nem VerhÃ¤ltnis zur QualitÃ¤t. Nur ein Bruchteil des
Gesamtaufkommens kehrte Ã¼ber Museen oder Ãm-
terausstattungen in die Ãffentlichkeit zurÃ¼ck. Die Mu-
seen selbst sÃ¤hen sich seit einiger Zeit zur Politik des
“Entsammelns” gezwungen. <p> Mit der Abwicklung
des “Contraprestatie”-Verfahrens ab 1986 wurde auch
der naive Glaube zu Grabe getragen, dem zufolge die
grÃ¶ÃtmÃ¶gliche kÃ¼nstlerische Produktion auch eine
grÃ¶ÃtmÃ¶gliche positiveWirkung auf die Gesellschaft
habe. Die aktuelle FÃ¶rderpraxis erscheint jedoch wie
die Umkehrung ins Gegenteil: Nach einem normativen
und dirigistischen Verfahren, das an die Reglementierung
in totalitÃ¤ren Regimes erinnert, Ã¼ben die staatlichen
KunstfÃ¶rdergremien in den NiederlÃ¤nden derzeit in-
haltlichen Einfluss auf die Kunstproduktion aus. Die im
Kultusministerium entwickelten VierjahresplÃ¤ne ma-
chen klare thematische Vorgaben wie etwa “Integrati-
on in die multikulturelle Gesellschaft”, an denen sich
die Entscheidung Ã¼ber einzelne FÃ¶rdermaÃnahmen
zu orientieren hat. Hier werden die KÃ¼nste auf eine
in der Bundesrepublik bislang undenkbare Art in den
Dienst obrigkeitlicher Interessensetzungen gestellt: An
die Stelle der autonomen Eigendefinition der Kunst tritt
eine Fremddefinition. Dorscheid verwies abschlieÃend
auf das “Studiecentrum voor kunst, cultuur en beleid”
der “Boekmanstichting” in Amsterdam, das als unab-
hÃ¤ngiges Informations- und Forschungszentrum fÃ¼r
Recherchen zur kulturpolitischen Dimension von Kunst-
fÃ¶rderung genutzt werden kÃ¶nne.[3] <p> Im An-
schluss an die Diskussion dieses anregenden Referats
fand die zentrale GesprÃ¤chsrunde des Tages statt. The-
ma war die Bundeskunstsammlung[4] und ihre Ankaufs-
verfahren. Unter der Moderation von Sigrid Melchior
M.A. (Vorstand Ulmer Verein) diskutierten Dr. Veit Loers
(Kurator fÃ¼r die NeuankÃ¤ufe der Bundeskunstsamm-
lung 2000-2003), Erich Liebert (Referat Bildende Kunst
bei der Beauftragten des Bundes fÃ¼r Kultur und Me-
dien), Prof. Dr. Klaus BuÃmann (Sprecher des Kunstbei-
rates der Bundesregierung 1994-2000) und PD Dr. Mi-
chael Diers (Humboldt-UniversitÃ¤t zu Berlin).<p> Als
Mitarbeiter der Beauftragten des Bundes fÃ¼r Kultur
und Medien erlÃ¤uterte Erich Liebert die Zielsetzung
der “Sammlung zeitgenÃ¶ssischer Kunst der Bundes-
republik Deutschland” sowie die AblÃ¤ufe, die zu den
KunstankÃ¤ufen fÃ¼hren. Die Sammlung entstehe ei-
nerseits als Dokumentation des aktuellen Kunstgesche-
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hens in der BRD, andererseits als “Artothek” fÃ¼r “her-
ausgehobenen Dienststellen” des Bundes (Leitungsberei-
che der Obersten BundesbehÃ¶rden, Oberste Gerichte,
Botschaften etc.). Als Ankaufetat kÃ¶nnten die ehren-
amtlich berufenen Fachleute in der Ankaufskommissi-
on derzeit auf jÃ¤hrlich 430.000,- EUR zurÃ¼ckgreifen.
Ãber diese Mittel haben die bisherigen Kommissionen
bzw. der Einzelkurator vÃ¶llig unabhÃ¤ngig verfÃ¼gen
kÃ¶nnen. Ihm sei kein Fall bekannt, dass eine Ankaufs-
entscheidung durch politische Instanzen angezweifelt
oder behindert worden sei, betonte Liebert. Die aktuelle
Entscheidung von Christina Weiss, vom Kuratorenmo-
dell wieder zu einem Gremium zurÃ¼ckzukehren,[5]
dÃ¼rfe nicht als Kritik an der Arbeit von Veit Loers
missverstanden werden. Es handle sich vielmehr um
eine politische Entscheidung. Dahinter stehe auch die
Annahme, eine grÃ¶Ãere Personenzahl kÃ¶nne bei ge-
ringerem Aufwand fÃ¼r die einzelnen Mitglieder leich-
ter einen reprÃ¤sentativen Ãberblick Ã¼ber den Kunst-
markt gewÃ¤hrleisten. <p> AusfÃ¼hrlich berichtete
anschlieÃend Veit Loers von seinen persÃ¶nlichen Er-
fahrungen als Kurator fÃ¼r die NeuankÃ¤ufe der Bun-
deskunstsammlung. Es sei ihm ein besonderes Anliegen
gewesen, den bereits bestehenden Kontext der Samm-
lung zu berÃ¼cksichtigen. Seine AnkÃ¤ufe sollten diese
einerseits im Hinblick auf zeitgenÃ¶ssische Entwick-
lungen erweitern, andererseits aber auch LÃ¼cken in
den historischen BestÃ¤nden schlieÃen. Diese Notwen-
digkeit des “Nachsammelns” habe besonders im Bereich
politischer und sozialkritischer Positionen bestanden,
etwa bei KÃ¼nstlern wie Arthur Koepcke oder Hans Pe-
ter Feldmann. Auch angesichts des begrenzten Finanz-
budgets, dass zum Ankauf gÃ¼nstiger Werke nÃ¶tige,
verteidigte Loers das Kuratorenmodell gegen die Gremi-
umslÃ¶sung. Ein einzelner Kurator kÃ¶nne am Markt
flexibler agieren, zudem laufe Gremienarbeit hÃ¤ufig auf
“Kompromisssammeln” heraus, dem eine Tendenz zum
kÃ¼nstlerischen MittelmaÃ entsprÃ¤che. Es sei auÃer-
dem falsch anzunehmen, dass viele Fachleute zusammen
immer Ã¼ber eine umfassendere Kenntnis der Szene ver-
fÃ¼gten, als diese einem einzelnen mÃ¶glich sei. Bei der
im September 2003 einberufenenKommission sehe er z.B.
nicht bei allen Mitgliedern einen direkten Bezug zu einer
schon lange und intensiv anhaltenden Auseinanderset-
zung mit der aktuellen Kunstszene. SelbstverstÃ¤ndlich
sei die Perspektive eines Kurators immer lÃ¼ckenhaft.
Durch den zweijÃ¤hrigen Wechsel der Verantwortung
sei jedoch immer wieder die MÃ¶glichkeit gegeben, Er-
gÃ¤nzungen und Korrekturen vorzunehmen. Die Tat-
sache, dass der Bund sich eine Kunstsammlung leistet,
schÃ¤tzte Loers grundsÃ¤tzlich positiv ein. Es handele

sich dabei nicht um “Staatskunst”, aber um eine gewis-
sermaÃen “offizielle” Sammlung. Die “Doppelstrategie”
des Sammelns in Museen und durch den Bund sei nach
seiner Auffassung durchaus sinnvoll. <p> Eine gegen-
sÃ¤tzliche Position vertrat in diesem wichtigen Punkt
der Berliner Kunsthistoriker Michael Diers. Er stellte die
Bundeskunstsammlung prinzipiell in Frage. Als Idee lie-
ge dieser eine barocke Vorstellung von ReprÃ¤sentation
zugrunde, die lÃ¤ngst obsolet geworden sei. Neben
der BeschrÃ¤nkung der Sammlungsinhalte auf zeit-
genÃ¶ssische Kunst, die ja in den Museen ohnehin sehr
prÃ¤sent sei, kritisierte Diers auch die nationale Aus-
richtung des Sammlungsfeldes. Angesichts der interna-
tionalenDynamik des Kunstgeschehens sei diese Begren-
zung fragwÃ¼rdig. Um die Aufgabe der Dekorierung von
Amtsitzen und BehÃ¶rden zu erfÃ¼llen, stÃ¼nden aus-
reichende Ã¶ffentliche Sammlungen in Museen zur Ver-
fÃ¼gung, die auch hÃ¤ufig zu diesem Zwecke angefragt
und genutzt wÃ¼rden. Da schlieÃlich weder Schatzbil-
dung noch ReprÃ¤sentation als traditionelle Aufgaben
die Sammlung motivierten, der Etat von jÃ¤hrlich rund
430.000,- EUR fÃ¼r maÃgebliche KunstkÃ¤ufe ohnehin
nicht ausreiche und die FÃ¶rderung junger Kunst in an-
deren Programmen effektiver umgesetzt werde, sollte
die WeiterfÃ¼hrung der Sammlung zur Disposition ge-
stellt werden. “Ich halte die Sammlung des Bundes fÃ¼r
Ã¼berflÃ¼ssig”, spitzte Diers seine AusfÃ¼hrungen zu.
Das Geld sei sinnvoller angelegt, wenn damit die knap-
pen Ankaufsetats Ã¶ffentlicher Museen aufgebessert
wÃ¼rden.<p> Zugleich sah Diers Defizite bei der aktu-
ellen Besetzung der Ankaufskommission. Die Auswahl
von Kommissionsmitgliedern aus dem Bereich der Mu-
seen und Kunstvereine vernachlÃ¤ssige das Potential
von freien KunsthistorikerInnen und -kritikerInnen so-
wie universitÃ¤ren KunstwissenschaftlerInnen, die ja
“auch nicht uninformiert” seien und andere Fragestel-
lungen und Schwerpunkte mit in die Entscheidungs-
prozesse einbringen kÃ¶nnten. Irritationen lÃ¶ste bei
Diers–wie bei der Mehrzahl der Anwesenden–die Beru-
fung einer Privatsammlerin in die Ankaufskommission
aus.[6] Hinsichtlich der Grundfrage des GesprÃ¤chs, ob
fÃ¼r Ã¶ffentliche KunstankÃ¤ufe in einem demokrati-
schen System der Einzelkurator oder das Gremium ge-
eigneter sei, bevorzugte Diers statt eines Entweder-Oder
das AbwÃ¤gen im Hinblick auf die jeweiligen Aufgaben.
<p> Als Beispiel fÃ¼r die Praxis eines Ankaufsgremi-
ums beschrieb Klaus BuÃmann seine Erfahrungen mit
dem Kunstbeirat der Bundesregierung (1994-2000). BuÃ-
mann war Mitglied der siebenkÃ¶pfigen Kommission,
die ein allgemeines Konzept fÃ¼r die Ausstattung der
Berliner Ministerien formulierte. In der Praxis teilten die
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Gremiumsmitglieder die Kompetenzen fÃ¼r die betrof-
fenen Bauten weitgehend untereinander auf. Allgemein
wurde ein zehnprozentiger Anteil an junger Akade-
miekunst als FÃ¶rderungsmaÃnahme beschlossen, so-
wie die bevorzugte Beteiligung von KÃ¼nstlerInnen,
die vom DDR-Regime in ihrer KunstausÃ¼bung unter-
drÃ¼ckt worden waren. Nur in zwÃ¶lf FÃ¤llen wurden
DirektauftrÃ¤ge vergeben. Alle weiteren Entscheidun-
gen fielen erst nach offenen oder beschrÃ¤nkten Wett-
bewerben. BuÃmann verwies auf den hierarchischen
Regierungsstil zu Zeiten der Kohl-Administration, der
Debatten Ã¼ber die Kunstkonzepte in den Ministerien
selbst weitgehend unterbunden habe. Nach den Wahlen
von 1998 seien die VorschlÃ¤ge dann aber detaillier-
ter diskutiert worden, was letztlich zu starken Abwei-
chungen zwischen dem Ausgangskonzept und dessen
Umsetzung gefÃ¼hrt habe. Aus der RÃ¼ckschau be-
wertete BuÃmann die Arbeit der Kommission dennoch
als effektiv und erfolgreich. Da alle GesprÃ¤che proto-
kolliert worden seien, kÃ¶nne man–wie im Falle des
Reichskunstwarts Edwin Redslob–sicherlich in einiger
Zeit die StÃ¤rken und SchwÃ¤chen des Verfahrens mit
entsprechender Distanz wÃ¼rdigen. <p> Dieser his-

toriographische Zukunftsblick beendete die von einer
konzentrierten GesprÃ¤chsatmosphÃ¤re charakterisier-
te Tagung. Sie bot den Teilnehmenden die Gelegenheit,
sich Ã¼ber unterschiedliche Sichtweisen auf ein aktuel-
les kulturpolitisches und kunstgeschichtliches Problem-
feld auszutauschen. <p> Anmerkungen <p> [1]. Vgl.
die AnkÃ¼ndigung www.ulmer-verein.de/kunst-und-
demokratie.html <p> [2]. Vgl. Andreas Kaernbach, Das
ReichstagsgebÃ¤ude–Kunst, in: Deutscher Bundestag,
Referat Ãffentlichkeitsarbeit (Hrsg.): Der Deutsche Bun-
destag im ReichstagsgebÃ¤ude. Geschichte und Funk-
tion, Architektur und Kunst, Berlin 2002, S. 250-319,
bes. 252-254. <p> [3]. Vgl. www.boekman.nl/start.html
; vgl. ferner www.recap.nl/ <p> [4]. Vgl.
www.bundesregierung.de/Regierung/Beauftragte-fuer-
Kultur-und-Me-,9907/Die-Sa mmlung.htm <p> [5]. Vgl.
www.bundesregierung.de/Regierung/Beauftragte-fuer-
Kultur-und-Me-,9907/Die-Sa mmlung.htm <p> [6].
Siehe Pressemitteilung Nr.443 des Presse- und Infor-
mationsamts der Bundesregierung vom 30. September
2003 unter www.bundesregierung.de/pressemitteilung,-
534346/Kulturstaatsministerin-Weiss -b.htm <p>

If there is additional discussion of this review, you may access it through the network, at:

http://www.arthist.net/

Citation: Christian Fuhrmeister. Review of , Staatliche Repräsentation oder Präsenz der Kunst? Schatzbildung oder
Selbstvergewisserung?. H-ArtHist, H-Net Reviews. December, 2003.

URL: http://www.h-net.org/reviews/showrev.php?id=15306

Copyright © 2003 by H-Net, all rights reserved. H-Net permits the redistribution and reprinting of this work for
nonprofit, educational purposes, with full and accurate attribution to the author, web location, date of publication,
originating list, and H-Net: Humanities & Social Sciences Online. For any other proposed use, contact the Reviews
editorial staff at hbooks@mail.h-net.org.

4

http://www.arthist.net/
http://www.h-net.org/reviews/showrev.php?id=15306
mailto:hbooks@mail.h-net.org

